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V e r o r d N u N g
der Bezirkshauptmannschaft reutte 

vom 3. November 2021 über 
zusätzliche Maßnahmen zur Bekämpfung 
der Verbreitung von CoVId-19 betreffend 

die Ausreise aus dem politischen Bezirk reutte

Aufgrund des § 24 in Verbindung mit 43a Abs. 3 des Epi-
demiegesetzes 1950, BGBl. Nr. 186, zuletzt geändert durch
das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 183/2021, wird verordnet:

§ 1
geltungsbereich

Diese Verordnung gilt für den politischen Bezirk Reutte
mit Ausnahme der Gemeinde Jungholz.

§ 2
Anforderungen beim Überschreiten 

der gebietsgrenzen

(1) Personen, die sich im Gebiet nach § 1 aufhalten, dür-
fen dessen Grenzen nach außen hin nur überschreiten, wenn
sie den Nachweis einer lediglich geringen epidemiologi-
schen Gefahr erbringen. Dieser Nachweis ist zu erbringen
durch:

a) ein negatives Ergebnis
1. eines Antigen-Tests einer befugten Stelle auf SARS-

CoV-2, dessen Abnahme nicht mehr als 24 Stunden
zurückliegen darf, oder

2. eines molekularbiologischen Tests auf SARS-CoV-
2, dessen Abnahme nicht mehr als 72 Stunden zu-
rückliegen darf, oder

3. eines Nachweises gemäß § 4 Z 1 der COVID-19-
Schulverordnung 2021/2022 (Corona Testpass),

b) einen Nachweis über eine mit einem zentral zugelas-
senen Impfstoff gegen COVID-19 erfolgte

1. Zweitimpfung, wobei diese nicht länger als 360 Tage
zurückliegen darf und zwischen der Erst- und Zweit-
impfung mindestens 14 Tage verstrichen sein müs-
sen, oder

2. Impfung ab dem 22. Tag nach der Impfung bei Impf-
stoffen, bei denen nur eine Impfung vorgesehen ist,
wobei diese nicht länger als 270 Tage zurückliegen
darf, oder

3. Impfung, sofern mindestens 21 Tage vor der Imp-
fung ein positiver molekularbiologischer Test auf
SARS-CoV-2 bzw. vor der Impfung ein Nachweis
über neutralisierende Antikörper vorlag, wobei die
Impfung nicht länger als 360 Tage zurückliegen darf,

4. weitere Impfung, wobei diese nicht länger als 360
Tage zurückliegen darf und zwischen dieser und ei-
ner Impfung im Sinne der Z 1, 2 oder 3 mindestens
120 Tage verstrichen sein müssen,

c) einen Genesungsnachweis über eine in den letzten 180
Tagen überstandene Infektion mit SARS-CoV-2 oder eine
ärztliche Bestätigung über eine in den letzten 180 Tagen
überstandene Infektion mit SARS-CoV-2, die molekularbio-
logisch bestätigt wurde,

d) einen Absonderungsbescheid, wenn dieser für eine in
den letzten 180 Tagen vor der vorgesehenen Testung nach-
weislich mit SARS-CoV-2 infizierte Person ausgestellt wurde,

e) einen Nachweis über neutralisierende Antikörper, der
nicht älter als 90 Tage ist.

(2) Personen nach Abs. 1 sind verpflichtet, diesen Nach-
weis mit sich zu führen und bei einer Kontrolle vorzuweisen.

(3) Nachweise gemäß Abs. 1 sind in lateinischer Schrift
in deutscher oder englischer Sprache oder in Form eines
Zertifikats gemäß § 4b Abs. 1 des Epidemiegesetzes 1950,
vorzulegen.

§ 3
Ausnahmen, glaubhaftmachung

(1) § 2 gilt nicht für
a) Kinder bis zum vollendeten zwölften Lebensjahr;
b) die Abwendung einer unmittelbaren Gefahr für Leib,

Leben und Eigentum;
c) Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes und der

Gesundheitsbehörden sowie Angehörige des Bundeshee-
res, von Rettungsorganisationen und der Feuerwehr in Aus-
übung ihrer beruflichen Tätigkeit bzw. von Einsätzen;

d) den Güterverkehr sowie den Verkehr zur Daseinsvor-
sorge und zur Aufrechterhaltung der öffentlichen bzw. son-
stigen versorgungskritischen Infrastruktur;

e) Transitpassagiere oder die Durchreise durch das Ge-
biet ohne Zwischenstopp, die auch bei ausschließlich uner-
lässlichen Unterbrechungen vorliegt;
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f) die wahrnehmung von unaufschiebbaren behördlichen
oder gerichtlichen wegen, einschließlich der Teilnahme an öf-
fentlichen Sitzungen der allgemeinen Vertretungskörper und
an mündlichen Verhandlungen der Gerichte und Verwaltungs-
behörden zur wahrung des Grundsatzes der Öffentlichkeit;

g) Personen ohne wohnsitz in einem Gebiet nach § 1, bei
denen vor der Rückreise zum wohnsitz ein positives Ergebnis
durch einen Antigen-Test auf SARS-CoV-2 oder einen mole-
kularbiologischen Test auf SARS-CoV-2 festgestellt worden ist;
dies jedoch nur unter der Voraussetzung, dass sie sich so
schnell wie möglich – entweder allein mit einem Kraftfahrzeug
oder im Rahmen eines gesicherten Transports – zum Zweck
der behördlichen Absonderung zu einem wohnsitz begeben.

h) Schülerinnen und Schüler von Schulen gemäß dem
Schulorganisationsgesetz und dem Privatschulgesetz sowie
von land- und forstwirtschaftlichen Berufs- und Fachschulen
gemäß dem Tiroler Landwirtschaftlichen Schulgesetz 2012, je-
doch ausschließlich zum Zweck der Teilnahme am Unterricht
an diesen Schulen (hin- oder Rückfahrt); diese Ausnahme gilt
sinngemäß für die Teilnahme an gleichartigen Schultypen im
benachbarten Ausland sowie für Personen, die Schülerinnen
und Schüler zu und von diesen Schulen transportieren, aus-
schließlich zum Zweck dieses Transports.

i) Kinder, die Einrichtungen gemäß dem Tiroler Kinderbil-
dungs- und Kinderbetreuungsgesetz – TKKG im Gebiet gemäß
§ 1 oder des angrenzenden Bezirkes besuchen, zum Zweck
des Besuches dieser Einrichtungen sowie für Personen, die
Kinder von und zu diesen Einrichtungen transportieren, aus-
schließlich zum Zweck dieses Transports; diese Ausnahme gilt
sinngemäß für die Betreuung durch Tagesmütter oder -väter.

(2) Im Fall einer behördlichen überprüfung sind die Ausnah-
megründe nach Abs. 1 und 2 im Sinn des § 20 der 3. COVID-
19-Maßnahmenverordnung glaubhaft zu machen.

§ 4
Verweisungen

Verweisungen in dieser Verordnung auf Bundesgesetze,
Verordnungen des Bundes und Landesgesetze beziehen sich
auf folgende Fassungen:

a) Epidemiegesetz 1950, BGBl. Nr. 186/1950, zuletzt geän-
dert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 183/2021;

b) 3. COVID-19-Maßnahmenverordnung, BGBl II Nr. 441/
2021, in der Fassung der Verordnung BGBl. II Nr. 456/2021;

c) COVID-19-Schulverordnung – (C-SchVO 2021/2022),
BGBl. II Nr. 374/2021, zuletzt geändert durch die Verordnung
BGBl. II Nr. 434/2021;

d) Schulorganisationsgesetz, BGBl. I Nr. 242/1962, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 170/2021;

e) Privatschulgesetz, BGBl. Nr. 244/1962, zuletzt geändert
durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 80/2020;

f) Tiroler Landwirtschaftliche Schulgesetz, LGBl. Nr. 88/
2012, zuletzt geändert durch LGBl. Nr. 117/2021;

g) Tiroler Kinderbildungs- und Kinderbetreuungsgesetz,
LGBl. Nr. 48/2010, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl.
Nr. 80/2020.

§ 5
Schlussbestimmungen

(1) Diese Verordnung tritt mit 5. November 2021 in Kraft.
(2) Der Nachweis einer geringen epidemiologischen Gefahr

im Sinn des § 2 Abs. 1 lit. e ist nur bis zum Ablauf des 7. No-
vember 2021 zulässig.

Die Bezirkshauptfrau: Mag. Katharina Rumpf

Hinweis: Diese Verordnung wurde am 3. November 2021
auf der Internetseite der Bezirkshauptmannschaft Reutte kund-
gemacht.

https://www.tirol.gv.at/buergerservice/kundmachungen/

bezirkshauptmannschaften/bh-reutte/
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V e r o r d N u N g
der Bezirkshauptmannschaft Landeck 

vom 3. November 2021 über 
zusätzliche Maßnahmen zur Bekämpfung 
der Verbreitung von CoVId-19 betreffend 

die Ausreise aus dem politischen Bezirk Landeck

Aufgrund des § 24 in Verbindung mit § 43a Abs. 3 des Epide-
miegesetzes 1950, BGBl. Nr. 186/1950, zuletzt geändert durch
das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 183/2021, wird verordnet:

§ 1
geltungsbereich

Diese Verordnung gilt für den politischen Bezirk Landeck.

§ 2
Anforderungen beim Überschreiten 

der gebietsgrenzen

(1) Personen, die sich im Gebiet nach § 1 aufhalten, dürfen
dessen Grenzen nach außen hin nur überschreiten, wenn sie
den Nachweis einer lediglich geringen epidemiologischen Ge-
fahr erbringen. Dieser Nachweis ist zu erbringen durch:

a) ein negatives Ergebnis
1. eines Antigen-Tests einer befugten Stelle auf SARS-

CoV-2, dessen Abnahme nicht mehr als 24 Stunden
zurückliegen darf, oder

2. eines molekularbiologischen Tests auf SARS-CoV-2,
dessen Abnahme nicht mehr als 72 Stunden zurücklie-
gen darf, oder

3. eines Nachweises gemäß § 4 Z 1 der COVID-19-
Schulverordnung 2021/2022 (Corona Testpass),

b) einen Nachweis über eine mit einem zentral zugelasse-
nen Impfstoff gegen COVID-19 erfolgte

1. Zweitimpfung, wobei diese nicht länger als 360 Tage
zurückliegen darf und zwischen der Erst- und Zweit-
impfung mindestens 14 Tage verstrichen sein müssen,
oder

2. Impfung ab dem 22. Tag nach der Impfung bei Impf-
stoffen, bei denen nur eine Impfung vorgesehen ist,
wobei diese nicht länger als 270 Tage zurückliegen
darf, oder

3. Impfung, sofern mindestens 21 Tage vor der Impfung
ein positiver molekularbiologischer Test auf SARS-
CoV-2 bzw. vor der Impfung ein Nachweis über neu-
tralisierende Antikörper vorlag, wobei die Impfung
nicht länger als 360 Tage zurückliegen darf,

4. weitere Impfung, wobei diese nicht länger als 360 Tage
zurückliegen darf und zwischen dieser und einer Imp-
fung im Sinne der Z 1, 2 oder 3 mindestens 120 Tage
verstrichen sein müssen,

c) einen Genesungsnachweis über eine in den letzten 180
Tagen überstandene Infektion mit SARS-CoV-2 oder eine ärzt-
liche Bestätigung über eine in den letzten 180 Tagen überstan-
dene Infektion mit SARS-CoV-2, die molekularbiologisch be-
stätigt wurde,

d) einen Absonderungsbescheid, wenn dieser für eine in
den letzten 180 Tagen vor der vorgesehenen Testung nach-
weislich mit SARS-CoV-2 infizierte Person ausgestellt wurde,

e) einen Nachweis über neutralisierende Antikörper, der
nicht älter als 90 Tage ist.

(2) Personen nach Abs. 1 sind verpflichtet, diesen Nachweis
mit sich zu führen und bei einer Kontrolle vorzuweisen.

(3) Nachweise gemäß Abs. 1 sind in lateinischer Schrift in
deutscher oder englischer Sprache oder in Form eines Zertifi-
kats gemäß § 4b Abs. 1 des Epidemiegesetzes 1950, vorzule-
gen.
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§ 3
Ausnahmen, glaubhaftmachung

(1) § 2 gilt nicht für
a) Kinder bis zum vollendeten zwölften Lebensjahr;
b) die Abwendung einer unmittelbaren Gefahr für Leib, Le-

ben und Eigentum;
c) Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes und der Ge-

sundheitsbehörden sowie Angehörige des Bundesheeres, von
Rettungsorganisationen und der Feuerwehr in Ausübung ihrer
beruflichen Tätigkeit bzw. von Einsätzen;

d) den Güterverkehr sowie den Verkehr zur Daseinsvorsor-
ge und zur Aufrechterhaltung der öffentlichen bzw. sonstigen
versorgungskritischen Infrastruktur;

e) Transitpassagiere oder die Durchreise durch das Gebiet
ohne Zwischenstopp, die auch bei ausschließlich unerläss-
lichen Unterbrechungen vorliegt;

f) die wahrnehmung von unaufschiebbaren behördlichen
oder gerichtlichen wegen, einschließlich der Teilnahme an öf-
fentlichen Sitzungen der allgemeinen Vertretungskörper und
an mündlichen Verhandlungen der Gerichte und Verwaltungs-
behörden zur wahrung des Grundsatzes der Öffentlichkeit;

g) Personen ohne wohnsitz in einem Gebiet nach § 1, bei
denen vor der Rückreise zum wohnsitz ein positives Ergebnis
durch einen Antigen-Test auf SARS-CoV-2 oder einen mole-
kularbiologischen Test auf SARS-CoV-2 festgestellt worden ist;
dies jedoch nur unter der Voraussetzung, dass sie sich so
schnell wie möglich – entweder allein mit einem Kraftfahrzeug
oder im Rahmen eines gesicherten Transports – zum Zweck
der behördlichen Absonderung zu einem wohnsitz begeben.

h) Schülerinnen und Schüler von Schulen gemäß dem
Schulorganisationsgesetz und dem Privatschulgesetz sowie
von land- und forstwirtschaftlichen Berufs- und Fachschulen
gemäß dem Tiroler Landwirtschaftlichen Schulgesetz 2012, je-
doch ausschließlich zum Zweck der Teilnahme am Unterricht
an diesen Schulen (hin- oder Rückfahrt); diese Ausnahme gilt
sinngemäß für die Teilnahme an gleichartigen Schultypen im
benachbarten Ausland sowie für Personen, die Schülerinnen
und Schüler zu und von diesen Schulen transportieren, aus-
schließlich zum Zweck dieses Transports.

i) Kinder, die Einrichtungen gemäß dem Tiroler Kinderbil-
dungs- und Kinderbetreuungsgesetz – TKKG im Gebiet gemäß
§ 1 oder des angrenzenden Bezirkes besuchen, zum Zweck

des Besuches dieser Einrichtungen sowie für Personen, die
Kinder von und zu diesen Einrichtungen transportieren, aus-
schließlich zum Zweck dieses Transports; diese Ausnahme gilt
sinngemäß für die Betreuung durch Tagesmütter oder -väter.

(2) Im Fall einer behördlichen überprüfung sind die Ausnah-
megründe nach Abs. 1 und 2 im Sinn des § 20 der 3. COVID-
19-Maßnahmenverordnung glaubhaft zu machen.

§ 4
Verweisungen

Verweisungen in dieser Verordnung auf Bundesgesetze,
Verordnungen des Bundes und Landesgesetze beziehen sich
auf folgende Fassungen:

a) Epidemiegesetz 1950, BGBl. Nr. 186/1950, zuletzt geän-
dert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 183/2021;

b) 3. COVID-19-Maßnahmenverordnung, BGBl II Nr. 441/
2021, in der Fassung der Verordnung BGBl. II Nr. 456/2021;

c) COVID-19-Schulverordnung – (C-SchVO 2021/2022),
BGBl. II Nr. 374/2021, zuletzt geändert durch die Verordnung
BGBl. II Nr. 434/2021;

d) Schulorganisationsgesetz, BGBl. I Nr. 242/1962, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 170/2021;

e) Privatschulgesetz, BGBl. Nr. 244/1962, zuletzt geändert
durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 80/2020;

f) Tiroler Landwirtschaftliche Schulgesetz, LGBl. Nr. 88/
2012, zuletzt geändert durch LGBl. Nr. 117/2021;

g) Tiroler Kinderbildungs- und Kinderbetreuungsgesetz,
LGBl. Nr. 48/2010, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl.
Nr. 80/2020.

§ 5
Schlussbestimmungen

(1) Diese Verordnung tritt mit 5. November 2021 in Kraft.
(2) Der Nachweis einer geringen epidemiologischen Gefahr

im Sinn des § 2 Abs. 1 lit. e ist nur bis zum Ablauf des 7. No-
vember 2021 zulässig.

Der Bezirkshauptmann: Dr. Maaß

Hinweis: Diese Verordnung wurde am 3. November 2021
auf der Internetseite der Bezirkshauptmannschaft Landeck
kundgemacht.

https://www.tirol.gv.at/buergerservice/kundmachungen/

bezirkshauptmannschaften/bh-landeck/
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